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E n t wu r f  

Verordnung der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, mit der 
Sektoren festgelegt werden, in denen einzeln aufgezeichnete Risikobewertungen nicht 
erforderlich sind (Risikobewertungsausnahmeverordnung – RAV) 

Auf Grund des § 365n1 Abs. 2 der Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl. Nr. 194/1994, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 107/2017, wird von der Bundesministerin für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort verordnet: 

§ 1. (1) Gewerbetreibende, die eine in § 365m1 Abs. 2 GewO 1994 genannte Tätigkeit ausüben, sind 
nicht zur Aufzeichnung von Risikobewertungen gemäß § 365n1 Abs. 2 erster Satz GewO 1994 
verpflichtet, soweit Abs. 2 nicht anderes bestimmt. 

(2) Folgende Gewerbetreibende sind zur Aufzeichnung von Risikobewertungen gemäß § 365n1 
Abs. 2 erster Satz GewO 1994 verpflichtet: 
 1. Unternehmensberater einschließlich der Unternehmensorganisation, die im Umfang des § 365m1 

Abs. 2 Z 3 GewO 1994 tätig sind; 
 2. Gewerbetreibende, wie insbesondere Berechtigte hinsichtlich Büroarbeiten und Büroservice, die 

für Gesellschaften, Personengesellschaften oder andere juristische Personen oder 
rechtsgeschäftliche Vereinbarungen einen Sitz, eine Geschäfts-, Verwaltungs- oder Postadresse 
und andere damit zusammenhängender Dienstleistungen bereitstellen; 

 3. Versicherungsvermittler im Sinne des § 137a Abs. 1 GewO 1994, die im Umfang des § 365m1 
Abs. 2 Z 4 GewO 1994 tätig sind, ausgenommen Versicherungsvermittler, die weder Prämien 
noch für Kunden bestimmte Beträge in Empfang nehmen; 

 4. Handelsgewerbetreibende einschließlich Versteigerer, die im Umfang des § 365m1 Abs. 2 Z 1 
GewO 1994 tätig sind und zumindest eine der folgenden Tätigkeiten ausüben: 

 a) Handel mit oder Versteigern von Antiken oder Antiquitäten, ausgenommen antiquarische 
Gegenstände; 

 b) Handel mit oder Versteigern von Edelsteinen; 
 c) Handel mit oder Versteigern von Edelmetallen; 
 d) Handel mit oder Versteigern von Gegenständen, die aus Edelsteinen oder Edelmetallen 

hergestellt sind, soweit diese Gegenstände keine Antiken oder Antiquitäten sind; 
 e) Handel mit oder Versteigern von Gegenständen, die mit Edelsteinen oder Edelmetallen besetzt 

sind, ausgenommen Waffen, soweit diese Gegenstände keine Antiken oder Antiquitäten sind; 
 f) Handel mit oder Versteigern von Kraftfahrzeugen der Klassen L3e, L4e, L5e, M1 und 

historischen Fahrzeugen im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 43 KFG. 
§ 2. Die Verordnung BGBl. II Nr. xxx/xxxx tritt mit dem ihrer Kundmachung folgenden Tag in 

Kraft. 


